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Gesamtbewertung 

Da die Klimawirkung bei den einzelnen Fragen unterschiedlich ist, lässt sich aus dem Gesamtscore der Punkte nur bedingt eine Rangfolge hinsichtlich Wirkung 
der vorgeschlagenen Maßnahmen ableiten. Die qualitative Bewertung bezieht sich auf die Gesamtbewertung der jeweiligen Partei. 

Partei ÖVP SPÖ GRÜNE NEOS FPÖ KPÖ+ 

Punkte +++++----- ++++++---- +++++++--- +++++----- +++------- +++++++--- 

Bewertung Die ÖVP bekennt sich 
zur Klima+Energiestrate-
gie des Landes mit Kli-
maneutralität 2050 sowie 
zum Masterplan 2030 und 
den dort festgeschriebe-
nen Zielen für den Aus-
bau der erneuerbaren 
Energie. Windenergie 
wird mittlerweile befür-
wortet. Die thermische 
Sanierung von Bestands-
bauten soll vorangetrie-
ben werden, eine Sanie-
rungsrate wird nicht ge-
nannt, auch nicht, wo 
sonst noch Energie einge-
spart werden könnte. 

Im Bereich des Verkehrs 
wird der Ausbau des Rad-
wegnetzes auf 12.000 km 
befürwortet, die Klimati-
ckets um 365 Euro sollen 
weiter gefördert werden, 
die Reduzierung des Mo-
torisierten 

Die SPÖ plädiert für Kli-
maneutralität bereits 2040, 
den Ausbau von Fotovoltaik 
sowie Wind- und Wasser-
kraft laut Masterplan sowie 
für eine Sanierungsrate bei 
Gebäuen von 1,5 Prozent im 
Bereich Energie. Verfahren 
sollen beschleunigt werden, 
eine PV-Pflicht für öffentliche 
Gebäude eingeführt und die 
UV-Prüfung bereits vor der 
Widmung erfolgen. Weitere 
Energiesparmaßnahmen wer-
den nicht genannt. 

Im Bereich Verkehr gibt es 
ein Bekenntnis zum Ausbau 
der Radinfrastruktur sowie 
des ÖV. Beim Budgetbedarf 
wird auf die Expertise des 
Landes vertraut. Vorgeschla-
gen werden 9-Euro-Monats 
und 108 €uro-Jahrestickets, 
was einer weiteren starken 
Vergünstigung entspräche. 
Der S-Link ist für die SPÖ 

Die GRÜNEN sind für Kli-
maneutralität 2040, sie nen-
nen mit 50.000 Fotovoltaikan-
lagen und 50 Windrädern 
konkrete Ausbauziele für Er-
neuerbare Energien und die 
vorgeschlagene Sanierungs-
rate von jährlich 5 Prozent ist 
ambitioniert. Weitere Ener-
giesparmaßnahmen werden 
auch hier nicht genannt. 

Im Bereich Verkehr wird 
der Ausbau der Radinfra-
struktur inklusive Förderung 
von Gemeinden, der Ausbau 
des ÖV inklusive S-Link be-
fürwortet. Hinsichtlich Redu-
zierung des MIV wird auf eine 
Raumordnung der kurzen 
Wege und auf Nahversorgung 
verwiesen. Die bestehenden 
Klimaticktes werden als aus-
reichend angesehen. Das laut 
Masterplan geplante Jahres-
budget für ÖV und Radver-
kehr soll gemäß 

DIE NEOS bekennen sich 
zur Klima+Energiestrate-
gie des Landes mit Kli-
maneutralität 2050 sowie 
zum Masterplan 2030 und 
den dort festgeschriebe-
nen Zielen für den Aus-
bau der Erneuerbaren 
Energie sowie der Wär-
mewende. Auf Bewusst-
seinsbildung für mehr 
Energiesparen wird ge-
wiesen. 

Im Bereich Verkehr 
wird der Ausbau der Rad-
infrastruktur sowie eines 
attraktiven ÖV befürwor-
tet. Zu den Ticketpreisen 
gibt es keine Angaben. 
Der S-Link wird befür-
wortet.  Die Förderung 
der E-Mobilität muss 
treffsicher sein, der Aus-
bau der Ladeinfrastruktur 
wird befürwortet. Das 
Jahresbudget für ÖV und 

Die FPÖ ist zwar für 
den Ausbau der Erneu-
erbaren Energie, hält 
ein Ziel für Klimaneut-
ralität aber nicht für 
notwendig. Windener-
gie wird für Salzburg ab-
gelehnt. Zahlen für den 
Ausbau der Erneuerba-
ren sowie zum Energie-
sparen gibt es nicht. 

Im Bereich Verkehr 
wird der Ausbau der 
Radwege am Land be-
fürwortet, eine Förde-
rung der ÖV-Tickets 
durch das Land wird 
ebenso abgelehnt wie 
der Ausbau der E-Mobi-
lität. ES soll bessere 
ÖV-Angebote und Mit-
nahmemöglichkeiten 
von Rädern und E-
Scootern geben. 

Die KPÖ+ schlägt Kli-
maneutralität bis 2045 mit 
Zwischenetappen alle 5 
Jahre vor – bisher 10 Jahre. 
Im Bereich des Ausbaus der 
Erneuerbaren Energie 
wird besonders auf neue 
Organisationsformen wie 
Energiegenossenschaften 
hingewiesen, bei Energie-
einsparung auch auf das Po-
tenzial im Verkehrsbereich. 
Weitere Vorschläge gibt es 
nicht. 

Im Bereich Verkehr wird 
der Ausbau der Radinfra-
struktur sowie des ÖV be-
fürwortet und ein Citybike-
System für die Stadt gefor-
dert. Der S-Link wird be-
fürwortet gekoppelt mit 
oberirdischen Maßnahmen. 
Am weitesten geht der 
Vorschlag eines Nulltarifs 
für in Salzburg Wohnende, 
das Budget soll deutlich 
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Individualverkehrs durch 
bessere ÖV-Angebote er-
reicht werden. Gesetzt 
wird auch auf den S-Link 
und ein höheres Budget 
für ÖV und Radinfra-
struktur. Der Individual-
verkehr soll Verbesserun-
gen bei der „letzten 
Meile“ begrenzt werden. 
Es geht um eine Ver-
kehrswende, keine umfas-
sende Mobilitätswende. E-
Mobilität soll weiter ge-
fördert werden. 

Im Bereich Wohnen 
wird auf den Baustoffholz, 
die bereits bestehenden 
hohen Standards sowie 
die neuen Vorgaben 
durch EU-Richtlinien und 
das Erneuerbare Wärme 
Gesetz verwiesen. Raum-
ordnungsfragen werden 
nicht thematisiert. 

Bei den landesinternen 
Maßnahmen und Un-
ternehmensbeteiligun-
gen des Landes wird auf 
bisherige Erfolge verwie-
sen, der Ausbau der Per-
sonalkapazität nur bei 
neuen Aufgaben empfoh-
len, ein Klimarat nicht ex-
plizit befürwortet. Die 
Änderung des Gesell-
schaftsvertrags der 
Parkgaragengesellschaft 
hinsichtlich neuer Mittel-
nutzungen werde derzeit 

nicht prioritär, vorgeschlagen 
werden oberirdische Maßnah-
men wie die Stieglbahn. Je-
denfalls soll es eine Bürgerbe-
fragung geben. Die E-Mobili-
tätsförderung wird als Förde-
rung der Reichen kritisch ge-
sehen, zudem würden E-Au-
tos immer günstiger.  

Im Bereich Wohnen wird 
erneut auf thermische Sanie-
rungen und Erneuerbare 
Energieanlagen verwiesen, die 
eine Handwerkeroffensive 
nach dem Vorbild der Aktion 
20.000 der Bundes-SPÖ er-
fordere. Eine soziale Abfede-
rung wird ebenfalls gefordert.  
Raumordnungsfragen werden 
nicht thematisiert. 

Bei den landesinternen 
Maßnahmen und Unter-
nehmensbeteiligungen 
werden Potenzialerhebungen 
aller Unternehmen mit Lan-
desbeteiligung sowie die För-
derung des ÖV aus Erträgen 
der Parkgaragengesellschaft 
gefordert. Eine Erhöhung der 
Personalkapazitäten des Lan-
des im Bereich Klima wird 
befürwortet. 

Hinsichtlich Klimawan-
delanpassung und Bio-
diversität wird die Begrü-
nung von Städten, die Erpro-
bung von Fernkälte, die An-
passung des Wintertourismus 
sowie der Rückbau von 

Inflationsanpassung ausgewei-
tet werden. E-Mobilität soll 
vom Bund weiter gefördert 
werden, der Ausbau der Lad-
einfrastruktur auch vom 
Land. 

Im Bereich Wohnen wird 
auf die Ziele des Erneuerbare 
Wärme-Gesetzes des Bundes 
mit Öl- und Gaskesseltausch 
bis 2040 verwiesen. Befür-
wortet werden soziale Abfe-
derungen sowie die Notwen-
digkeiten einer Qualifizie-
rungsoffensive. Thermische 
Sanierungen sollen mit dem 
Tausch alter Heizanlagen ver-
bunden werden. Die Raum-
ordnung wird bei Verkehr er-
wähnt. 

Bei den landesinternen 
Maßnahmen und Unter-
nehmensbeteiligungen 
werden ein Klimacheck für 
alle Vorhaben des Landes, ein 
Klimabericht sowie verbindli-
che Klimaschutzprogramme 
für Unternehmen mit Landes-
beteiligung gefordert. Erträge 
der Parkgaragengesellschaft 
sollen für den ÖV und für 
Verkehrsberuhigung einge-
setzt werden. Ein Klimarat 
wird befürwortet. 

Hinsichtlich Klimawan-
delanpassung und Bio-
diversität fordern die Grü-
nen eine Anpassung der Kata-
strophenpläne, eine 

Radinfrastruktur von 170 
Mio. Euro wird als ange-
messen bezeichnet. 

Im Bereich Wohnen 
wird auf die Erfolge der 
letzten Legislaturperiode 
verwiesen. Fotovoltaik 
setze sich durch, weil 
diese ökonomisch immer 
attraktiver werde. Betont 
wird eine Qualifizierungs-
offensive, der Aufbau ei-
ner Wohndatenbank so-
wie die Abschaffung von 
Doppelgleisigkeiten zwi-
schen Energie- und 
Wohnbauförderung. 

Bei den landesinternen 
Maßnahmen und Un-
ternehmensbeteiligun-
gen werden transparente 
Treibhausgasbudgets für 
alle Ressorts sowie ein 
Klimarat befürwortet. Kli-
maschutz soll Teilziel bei 
der Ausschüttung von 
Gewinnen der Parkgara-
gengesellschaft sein. Statt 
einer Erhöhung der Per-
sonalkapazitäten im Be-
reich Klima werden bes-
sere Qualifizierungen vor-
geschlagen. 

Hinsichtlich Klimawan-
delanpassung und Bio-
diversität gibt es allge-
meine Bekenntnisse. Die 
2019 erfolgte Erhöhung 
der Mittel für 

Im Bereich Wohnen 
wird auf das Potenzial 
von Holz verwiesen, 
das auch bei Sanierun-
gen eingesetzt werden 
soll. Fristen für den 
Austausch von Öl- und 
Gaskesseln werden ab-
gelehnt. 

Bei den landesinter-
nen Maßnahmen 
und Unternehmens-
beteiligungen wird 
auf bisher Erreichtes, 
bei Fernwärme auf In-
dustrieabwärme ver-
wiesen. Eine Erhöhung 
der Personalkapazitäten 
für den Klimabereich 
wird ebenso abgelehnt 
wie ein Klimarat. Mittel 
der Parkgaragengesell-
schaft sollen für die 
Förderung des ÖV ver-
wendet werden. 

Hinsichtlich Klima-
wandelanpassung 
und Biodiversität 
wird eine Anpassung 
der Waldbewirtschaf-
tung vorgeschlagen. Es 
gibt aber ein klares 
Nein zur Europäischen 
Biodiversitätskonven-
tion und zum Green 
Deal. Vorgeschlagen 
wird das Prinzip 
„Schutz durch Nut-
zung“.  

ausgeweitet werden, E-Mo-
bilität wird begrenzt befür-
wortet. 

Im Bereich Wohnen wird 
v.a. auf leistbaren Wohn-
raum gedrängt, was der 
Zersiedelung entgegenwir-
ken würde. Die zweckent-
fremdeten Wohnbaumittel 
sollen für thermische Sanie-
rungen eingesetzt, Maßnah-
men sozial abgefedert wer-
den. Verwiesen wird auch 
auf Mobilitätseffizienz bei 
der WB-Förderung. 

Bei den landesinternen 
Maßnahmen und Unter-
nehmensbeteiligungen 
werden Anreize für klima-
schonende Mobilität für 
MitarbeiterInnen, eine Er-
höhung der Personalkapazi-
täten sowie verbindliche 
Maßnahmen für Unterneh-
men mit Landesbeteiligung 
gefordert. Ein Klimarat wird 
befürwortet. Gewinne der 
Parkgaragengesellschaft sol-
len für den Wohn-, Ener-
gie- und Verkehrsbereich 
verwendet werden. 

Hinsichtlich Klimawan-
delanpassung und Bio-
diversität gibt es Vor-
schläge für mehr heimi-
schen Tourismus, die An-
passung der Architektur & 
Stadtplanung an die Erwär-
mung der Städte, die 
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geprüft. Die Fernwärme 
soll laut Plan der Salzburg 
AG ausgeweitet werden. 

Hinsichtlich Klimawan-
delanpassung und Bio-
diversität wird die Fort-
führung bestehender be-
währter Maßnahmen be-
fürwortet. Ein Klima-
schwerpunkt in der Ent-
wicklungszusammenarbeit 
wird gutbefunden, die 
Mittel sollen wie bisher 
fließen.  

Die laut Masterplan 2030 
verbleibende THG-Ein-
sparlücke soll durch 
Maßnahmen auf Bundes-, 
Landes- und Gemeinde-
eben erfolgen. 

Klimaschutz als Koali-
tionsbedingung wird 
vorsichtig befürwortet. 

Resümee: Die Ant-
worten stehen für 
"weiter wie bisher" 
mit einigen kosmeti-
schen Korrekturen; so 
wird die erforderliche 
Systemtransformation 
nicht gelingen. 

Monokulturen durch geän-
dertes Förderregime vorge-
schlagen. Zudem sollen die 
Biotop-Kartierungen für Tier-
Lebensräume ausgeweitet 
werden. Der Mittel für Ent-
wicklungszusammenarbeit 
sollen verdoppelt werden. 

Die laut Masterplan 2030 ver-
bleibende THG-Einsparlü-
cke soll durch Maßnahmen 
im Bereich Verkehr und In-
dustrie erfolgen. 

Klimaschutz als Koaliti-
onsbedingung wird vorsich-
tig befürwortet. 

Resümee: In den Ansagen 
- Klimaneutralität bis 
2040, ÖV-Ausbau, Bio-
topkartierung, Verdoppe-
lung des Budgets der Ent-
wicklungszusammenar-
beit - teils recht fort-
schrittlich, aber wenig 
konkrete Aussagen; keine 
Ansätze Richtung Sys-
temtransformation. Beto-
nung des sozialen Aus-
gleichs. 

Begrünung der Städte, die 
Anpassung der Wälder und 
der Landwirtschaft, Manage-
mentpläne für Natura-2000-
Gebiete, Revitalisierung Wäl-
der, Moore, Auen sowie 
mehr Bewusstseinsbildung. 
Die Mittel für Entwicklungs-
zusammenarbeit sollen auf 0,7 
Prozent des BIP erhöht wer-
den, was knapp einer Ver-
doppelung entspricht. 

Die laut Masterplan 2030 ver-
bleibende THG-Einsparlü-
cke soll durch Maßnahmen 
auf Bundes-, Landes- und Ge-
meindeeben erfolgen. 

Klimaschutz als Koaliti-
onsbedingung ist für die 
Grünen klar. 

Resümee:  Die Ideen ge-
hen in die richtige Rich-
tung, die Wirkung der 
Vorschläge ist allerdings 
nicht geeignet, die Klima-
ziele zu erreichen. Die 
Antworten deuten eher 
auf „much more of the 
same“ und nicht in die 
Richtung der erforderli-
chen Transformations-
schritte auf allen Ebenen. 

Entwicklungszusammen-
arbeit wird für ausrei-
chend befunden, ein Kli-
mafokus für sinnvoll er-
achtet. 

Die laut Masterplan 2030 
verbleibende THG-Ein-
sparlücke soll durch 
Maßnahmen in allen Be-
reichen erfolgen. Erwähnt 
wird nochmals die Quali-
fizierungsoffensive. 

Klimaschutz als Koali-
tionsbedingung wird 
vorsichtig befürwortet. 

Resümee:   Die Ant-
worten legen ein "wei-
ter wie bisher" nahe; 
keine fortschrittlichen 
inhaltlichen Ansagen, 
keine Vision, wie der 
Klimakatastrophe be-
gegnet werden soll, 
rechtliche Vorgaben 
werden nicht forciert, 
es sei Eigeninitiative 
der Bürger*innen ge-
fragt. In jede Richtung 
koalitionskompatibel. 

Entwicklungszusammen-
arbeit als Hilfe vor Ort 
wird befürwortet, nicht 
ein Klimafokus. 

Für das Schließen der 
THG-Einsparlücke 
wird keine Notwendig-
keit gesehen. 

Klimaschutz ist keine 
Koalitionsbedingung. 

 

Resümee:  Hart am 
Rande der Leugnung 
des Klimawandels, 
jedenfalls keine Prio-
rität für Klima-
schutz, Energie-
wende, Klimawan-
del-anpassung und 
Biodiversitäts-
schutz. Der Weg der 
FPÖ hieße tatsäch-
lich Abbiegen in 
Richtung Klimakata-
strophe. Nur die 
Tatsache, dass der 
Einfluss der Landes-
politik auf die Treib-
hausgasemissionen 
beschränkt ist, ver-
hindert eine noch 
schlechtere Bewer-
tung. 

Schaffung/Vernetzung von 
Schutzgebieten, Mooren & 
Auen.  Biodiversität & 
Raumordnung sollen ver-
bunden werden, um dem 
Flächenfraß entgegenzuwir-
ken. Die Erhöhung der Mit-
tel für Entwicklungszusam-
menarbeit wird befürwor-
tet. 

Für das Schließen der 
THG-Einsparlücke wird 
nochmals auf die Nutzung 
von leerstehenden Woh-
nungen verwiesen, weil dies 
durch weniger Neubau 
THG spare. 

Klimaschutz als Koaliti-
onsbedingung ist für die 
KPÖ+ klar. 

 

Resümee: Gute An-
sätze, zum Teil aber 
nicht ausgereifte Ant-
worten und Lösungsan-
sätze. Das Erfordernis 
der Systemtransforma-
tion wird teilweise ange-
sprochen, aber nicht nä-
her argumentiert. 


